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(Nr. 9758.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer 
i Eiſenbahn von Oſchersleben nach Schoeningen. Vom 22. Februar 1895. 


Seu Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der Prinz 

Albrecht von Preußen, Regent des Herzogthums Braunſchweig, haben zum 
Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Oſchers⸗ 
leben nach Schoeningen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrath D' Avis, 
Seine Königliche Hoheit der Prinz Albrecht von Preußen, 
Regent des Herzogthums Braunſchweig: 
Höchſtihren Finanzpräſidenten Kybitz, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag ver 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


8 Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
werden eine Eiſenbahn von Oſchersleben nach Schoeningen zulaſſen und fördern. 
Insbeſondere wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung unter den üblichen 
Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn für die in ihrem 
Gebiete gelegene Strecke an die unter der Firma „Oſchersleben —Schoeninger 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ gebildete, in Oſchersleben domizilirende Aktiengeſellſchaft 
ertheilen, ſobald dieſer für die in Preußen gelegene Strecke die Konzeſſion ſeitens 
der Königlich Preußiſchen Regierung ertheilt iſt. 
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Die Bahn ſoll mit den Stationen Oſchersleben und Schoeningen der 
Preußiſchen Staatseiſenbahn in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden 
und ihre Spurweite ſoll 1,135 Meter betragen. Für ihren Bau und ihren Betrieb 
ſind die Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892 
und die dazu ergangenen oder noch ergehenden ergänzenden und abändernden 
Beſtimmungen maßgebend, und es ſoll der Bau und das geſammte Betriebs⸗ 
material ſo eingerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen 
Seiten übergehen können. 5 
Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens innerhalb 
eines Jahres, von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahn-Geſellſchaft 
in den Beſitz auch der Konzeſſion der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung 
gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues über 
dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der beider⸗ 
ſeitigen Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird der 
Geſellſchaft durch die bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung 
gewährt werden. 5 a a 
2 Die Feſtſtellung der Bauentwürfe für die Bahn, ſowie die Prüfung der 
anzuwendenden Fahrzeuge ſoll lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen. Etwaigen beſonderen Wünſchen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re⸗ 
gierung in Betreff der Führung der Bahn und der Anlegung von Stationen oder 
Halteſtellen im Braunſchweigiſchen Gebiete wird hierbei thunlichſt Rechnung ge⸗ 
tragen werden. | 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, foweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
der Bahnhofsanlagen bleibt jeder Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 


Artikel 5. = 
Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. s 


Artikel 6. 5 

Unbeſchadet des Hoheits⸗ und Aufſichtsrechts der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung über die in ihrem Gebiet gelegene Bahnſtrecke und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb wird die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die Ge⸗ 
ſellſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen Regierung als derjenigen, in 
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deren Gebiete die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ihren Sitz hat, überlaſſen. Auch iſt die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung damit einverſtanden, daß die Beſtimmung 
über die Dotirung des Reſerve⸗ und des Erneuerungsfonds, ſowie die Genehmi⸗ 
gung und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch in Beziehung auf 
den in Braunſchweig gelegenen Theil der Bahn ſeitens der Königlich Preußiſchen 
Regierung erfolgt, mit der Maßgabe, daß in den Tarifen für die Strecke in 
Braunſchweig keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen ſollen, als für 
die Strecke in Preußen. 


N Artikel 7. 

Der Unternehmer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchem Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, 
der Herzoglich Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze 
Platz greifen, den Herzoglich Braunſchweigiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Ver⸗ 
kehr zwiſchen ihr und dem Unternehmer, ſowie die Handhabung der ihr über die 
innerhalb ihres Gebietes gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte 
einer beſonderen Behörde oder einem beſonderen Kommiſſar zu übertragen. Dieſe 
haben die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 
Fällen zu vertreten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen Polizei⸗ 
und Gerichtsbehörden geeignet ſind. 


Artikel 8. 
5 Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete zu⸗ 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
beamten ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn Oſchersleben—Schoeningen finden die für Beſetzung der Subaltern⸗ 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grundſätze An⸗ 
wendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebietes eines jeden der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen deſſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 
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Artikel 10. g 

Der Telegraphen⸗ und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 11. i 
Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. für 1875 S. 318) 
und den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und 
deren Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebenbahnen) 
für die Zeit bis zum Ablaufe von acht Jahren vom Beginne des auf die Be⸗ 
triebseröffnung folgenden Kalenderjahres gewährt ſind. Sofern innerhalb des 
vorbezeichneten Zeitraums in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Erweite⸗ 
rungen des Unternehmens oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder aus 
anderen Gründen eine Aenderung eintreten follte, durch welche nach der Ent⸗ 
ſcheidung der oberſten Reichsaufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als Neben⸗ 
bahn verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugs⸗ 
beſtimmungen ohne Einſchränkung in Anwendung. 


Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete „mögen ſolche vom Feinde 
ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die 
Eiſenbahn-Geſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom Preußiſchen 
oder vom Braunſchweigiſchen Staate, noch vom Reiche beanſpruchen können. 


Artikel 13. 

Jede der beiden Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende 
Bahnſtrecke der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze zu unterziehen. 
Beiderſeitig wird dabei als Anlagekapital oder als Reinertrag der aus dem Ver⸗ 
hältniſſe der Länge der jederſeitigen Bahnſtrecke zu der Länge der ganzen Bahn 
ſich ergebende Theil des Anlagekapitals oder des jährlichen Reinertrages an- 
genommen. Die Steuererhebung erfolgt zum erſten Male für das auf die 
Betriebseröffnung folgende, mit dem 1, April beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich mittheilen. 


Artikel 14. 
Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche Regierung das Eigenthum des in dem betreffenden Staatsgebiete 


„ 


liegenden Theils der Bahn von Oſchersleben nach Schoeningen erwerben ſollte, 
werden die vertragſchließenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines 
ungeſtörten einheitlichen Vetriebes auf der genannten Bahn erforderlichen Maß⸗ 
regeln verſtändigen. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel 15. 


Dieſer Vertrag ſoll zweifach ausgefertigt und beiderſeits zur landesherrlichen 
Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗ 
Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 22. Februar 1895. 
(L. S.) D' Avis. (L. S.) Kybitz. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiftzirt worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat am 12. Juli 1895 zu Berlin ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: i 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. März 1895, durch welchen dem Reichs⸗ 
(Militär) Fiskus das Recht zur Entziehung von Grundeigenthum behufs 
Ergänzung des Truppen⸗Uebungsplatzes Munſter in den Gemarkungen 
Moide und Wietzendorf bei Soltau verliehen worden iſt, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 27 S. 247, ausgegeben 
am 5. Juli 1895, 

2) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Brück im Kreiſe Daun, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 18 S. 143, ausgegeben 
am 3. Mai 1895; 

3) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Herforſt-Speicher zu Herforſt im Kreiſe Bitburg, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 18 S. 146, 
ausgegeben am 3. Mai 1895, 
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) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent 


wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Fließem im Kreiſe Bitburg, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 18 S. 148, ausgegeben 
am 3. Mai 1895; = | 


5) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 

f wäſſerungsgenoſſenſchaft III zu Sefferweich im Kreiſe Bitburg, durch das 

Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 19 S. 159, ausgegeben 
am 10. Mai 1895; nl. 

6) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Steffeln im Kreiſe Prüm, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 19 S. 161, ausgegeben am 
10. Mai 1895, 2 ut, 

7) das am 25. März 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft IT zu Watzerath im Kreiſe Prüm, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 19 S. 164, ausgegeben 
am 10. Mai 1895 f | 

8) das am 1. April 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent 

waäſſerungsgenoſſenſchaft zu Gransdorf im Kreiſe Wittlich, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 20 S. 179, ausgegeben 
am 17. Mai 1895, 

9) das am 1. April 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft III zu Neroth im Kreiſe Daun, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 20 S. 181, ausgegeben am 
17. Mai 1895; = 

10) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Mai 1895, betreffend die Kündigung 

des noch nicht: gefilgten Theils der von der Cronberger Eiſenbahngeſellſchaft 

zu Cronberg auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 16. Auguſt 

1876 ausgegebenen fünfprozentigen Prioritätsobligationen I. Emiſſion 

behufs Herabſetzung des Zinsfußes auf 4 Prozent, durch das Amtsblatt 

für den Stadtkreis und für den Landkreis Frankfurt a. M. Nr. 26 

S. 251, ausgegeben am 29. Juni 1895; 


14) der am 17. Mai 1895 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statute für 
die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Groß⸗Schnellendorf im Kreiſe Falken⸗ 
berg O. S. vom 29. November 1886, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 24 S. 194, ausgegeben am 14. Juni 1895. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


